
STRAßENVERKEHRSORDNUNG

§ 45 Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen

(2) Zur Durchführung von Straßenbauarbeiten und zur Verhütung von außerordentlichen Schäden an
der Straße, die durch deren baulichen Zustand bedingt sind, können die Straßenbaubehörden ­
vorbehaltlich anderer Maßnahmen der Straßenverkehrsbehörden ­ Verkehrsverbote und
­beschränkungen anordnen, den Verkehr umleiten und ihn durch Markierungen und Leiteinrich-
tungen lenken... Alle Gebote und Verbote sind durch Zeichen und Verkehrseinrichtungen nach
dieser Verordnung anzuordnen.

(3) Im übrigen bestimmen die Straßenverkehrsbehörden, wo und welche Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen anzubringen und zu entfernen sind, ....

(6) Vor dem Beginn von Arbeiten, die sich auf den Straßenverkehr auswirken, müssen die Unter-
nehmer ­ die Bauunternehmer unter Vorlage eines Verkehrszeichenplans ­ von der zustän-
digen Behörde Anordnungen nach Absatz 1 bis 3 darüber einholen, wie ihre Arbeitsstellen
abzusperren und zu kennzeichnen sind, ob und wie der Verkehr, auch bei teilweiser Straßensper-
rung, zu beschränken, zu leiten und zu regeln ist, ferner ob und wie sie gesperrte Straßen und
Umleitungen zu kennzeichnen haben. Sie haben diese Anordnungen zu befolgen und Lichtzei-
chenanlagen zu bedienen.

VERWALTUNGSVORSCHRIFT
zu § 45 StVO - Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen

Zu Absatz 2

I. Die Straßenverkehrsbehörde ist mindestens zwei Wochen vor der Durchführung der in Satz
1 genannten Maßnahmen davon zu verständigen; sie hat die Polizei rechtzeitig davon zu unter-
richten; sie darf die Maßnahmen nur nach Anhörung der Straßenbaubehörde und der Polizei auf-
heben oder ändern. Ist von vornherein mit Beschränkungen oder Verboten von mehr als drei Mo-
naten Dauer zu rechnen, so haben die Straßenbaubehörden die Entscheidung der Straßenver-
kehrsbehörden über die in einem Verkehrszeichenplan vorgesehenen Maßnahmen einzuholen.

Zu Absatz 6

I. Soweit die Straßenbaubehörde zuständig ist, ordnet sie die erforderlichen Maßnahmen an, im üb-
rigen die Straßenverkehrsbehörde. Vor jeder Anordnung solcher Maßnahmen ist die Polizei zu hö-
ren.

II. Straßenverkehrs- und Straßenbaubehörde sowie die Polizei sind gehalten, die planmäßige Kenn-
zeichnung der Verkehrsregelung zu überwachen und die angeordneten Maßnahmen auf ihre
Zweckmäßigkeit zu prüfen. Zu diesem Zweck erhält die Polizei eine Abschrift des Verkehrszei-
chenplans von der zuständigen Behörde.

III. Die Straßenbaubehörden prüfen die für Straßenbauarbeiten von Bauunternehmern vorgelegten
Verkehrszeichenplänen. Die Prüfung solcher Pläne für andere Arbeiten im Straßenraum obliegt der
Straßenverkehrsbehörde, die dabei die Straßenbaubehörde, gegebenenfalls die Polizei zu beteili-
gen hat.

IV. Der Vorlage eines Verkehrszeichenplans durch den Unternehmer bedarf es nicht

1. bei Arbeiten von kurzer Dauer und geringem Umfang der Arbeitsstelle, wenn die Arbeiten sich
nur unwesentlich auf den Straßenverkehr auswirken,

2. wenn ein geeigneter Regelplan besteht oder

3. wenn die zuständige Behörde selbst einen Plan aufstellt.


